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Der Krieg Russlands gegen die Ukraine und Chinas Reak-
tionen haben die Rahmenbedingungen für die Industrie in 
Deutschland entscheidend verändert. Die aktuelle Problem-
lage wird dabei durch die Verknappung fossiler Energieträ-
ger und die Störung von etablierten Lieferketten bestimmt. 
Beides führt jeweils zu extremen Preissprüngen. Speziell 
bei den Energiekosten ist keine kurzfristige Entspannung zu 
erwarten. Die Institute der Gemeinschaftsdiagnose gehen 
davon aus, dass die Preise für Strom und Gas im Jahres-
durchschnitt erst 2024 wieder zurückgehen, aber auch dann 
noch um das Zweieinhalbfache höher liegen als 2021. Le-
diglich beim Erdölpreis dürfte das Preisniveau von vor dem 
russischen Angriff  auf die Ukraine wieder erreicht werden. 
Lieferkettenprobleme und Energieverknappungen treiben 
die Industrie aktuell in die Rezession (GD, 2022). Auf mittlere 
Frist dürfte nicht damit zu rechnen sein, dass sich die Roh-
stoff preise wieder auf das Niveau vor der Coronapandemie 
und vor dem russischen Angriff skrieg zurückentwickeln. Be-
sonders ausgeprägt dürften die strukturellen Preisverschie-
bungen beim Erdgas ausfallen. Europa und insbesondere 
Deutschland hatte über Jahre hinweg besonders günstige 
Zugänge zu Pipelinegas aus Russland. Diesen Standortvor-
teil wird die deutsche Industrie wohl auf Dauer verlieren.

Welche Auswirkungen der Verlust dieses Standortvorteils 
auf die Industrieunternehmen haben wird, hängt zunächst 
wesentlich davon ab, welche Bedeutung Energie für die 
Gesamtkosten hat. Entsprechend dürfte insbesondere bei 
Unternehmen aus energieintensiven Branchen der Anpas-
sungsdruck hoch sein. Zu diesen Branchen zählen die Her-
stellung von Glas, Keramik, Steine und Erden, die Papier- und 
Pappindustrie, die Metallerzeugung und -verarbeitung und 
die Chemieindustrie. Entscheidend ist aber auch, wie groß 
der Außenhandelsanteil und damit der Druck ausländischer 
Konkurrenten mit günstigeren Energiepreisen ist (Bazejczak 
et al., 2018). Da die Energiepreise fossiler Energieträger sich 
innerhalb Europas nicht grundlegend unterscheiden werden, 
spielt also hier speziell die Konkurrenz aus Übersee eine 
wichtige Rolle. Die Wettbewerbsposition dürfte daher insbe-
sondere bei Unternehmen der Grundstoff chemie und Metall-
erzeugung unter Druck geraten. Innerhalb dieser Branchen 
sind es wiederum nur wenige Produkte, die z. B. eine Kombi-
nation von gasintensiver Produktion und hoher internationa-

ler Handelbarkeit aufweisen (Mertens und Müller, 2022). Die 
Anpassung an die mittelfristig veränderten Standortbedin-
gungen ist unumgänglich. Unternehmen müssen ihre Pro-
duktpalette anpassen, manche Unternehmen werden auch 
in Insolvenz gehen und die Beschäftigung in den betroff enen 
Bereichen wird zurückgehen. Der Verlust von Industrieberei-
chen muss aber in keiner Weise mit einem generellen Dein-
dustrialisierungsprozess verbunden sein. Japan und gerade 
Deutschland sind dafür Paradebeispiele (Gornig, 2015).

In seiner Historie musste Deutschland durch veränder-
te Rahmenbedingungen den Niedergang einer Reihe von 
ehemals blühenden Industriebranchen miterleben. In den 
1970er Jahren traf es die Bekleidungsindustrie, in den 
1980er Jahren war es die Unterhaltungselektronik, die na-
hezu von der Bildfl äche verschwand, und in den 1990er 
Jahren schlossen die letzten großen Spielwarenhersteller. 
Dann schien die Wirtschafts- und Finanzkrise der Industrie 
2009 endgültig den Garaus zu machen. Die deutsche In-
dustrie aber erholte sich. Die realen Industrieanteile stiegen 
rasch wieder auf über 23 % wie vor dem Zusammenbruch 
der Finanzmärkte. Und auch die Lieferkettenprobleme in 
der Coronapandemie haben off ensichtlich nur kurzfristig 
die Industrieanteile sinken lassen. In anderen größeren EU-
Staaten ist seit 2010 ebenfalls eine Stabilisierung der Indus-
trie zu beobachten. Das gilt nicht nur für osteuropäische 
Staaten wie Polen, sondern z. B. auch für Italien. In Frank-
reich und Spanien konnte zumindest der Bedeutungsver-
lust der Industrie gebremst werden (vgl. Abbildung 1).

Die Chancen für die deutsche Industrie gestärkt auch aus 
der gegenwärtigen Krise hervorzugehen, sind durchaus ge-
geben. Die geopolitischen Veränderungen und die Anforde-
rungen des Klimawandels schaff en neue Entwicklungsmög-
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Abbildung 1
Anteile der Industrie an der Bruttowertschöpfung1

1 Preisbereinigt, verkettete Volumen (2015).

Quelle: Eurostat, eigene Berechnungen.
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lichkeiten. Eine dieser Chancen besteht für die deutsche In-
dustrie in der Neuausrichtung der Lieferketten. So reagieren 
schon kurzfristig die Industrieunternehmen auf die aktuellen 
Lieferprobleme nicht nur durch verstärkte Lagerhaltung, 
sondern auch durch eine Diversifi zierung der Lieferanten 
(Aksoy et al., 2022). Die Stärkung der Bedeutung der Resi-
lienz gegenüber den reinen Kostenvorteilen lässt regionale 
Zulieferer wieder interessanter werden, zumal die Transport-
kosten im Zuge steigender Energiekosten weiter zunehmen.

Auch die Tendenz gerade bei Konsumgütern wieder näher 
am Kunden zu produzieren, schaff t in Deutschland neue 
Chancen für die Industrie in Branchen wie Bekleidung, Frei-
zeitartikel und Nahrungsmittel. Dabei sind es weniger die 
Transportkostenersparnisse, die hier eine Rolle spielen, als 
vielmehr neue technologische Möglichkeiten einer kosten-
günstigen individualisierten Produktion, z. B. durch den Ein-
satz des 3D-Drucks (Krenz et al., 2018). Letztlich sind es 
die steigenden Energiepreise selbst und die unabwendbar 
notwendige Dekarbonisierung industrieller Produktion, die 
neue Absatzpotenziale für die deutsche Industrie schaff en. 
Chancen bestehen hier für die in Deutschland besonders 
starken Investitionsgüterbranchen wie den Maschinenbau 
und die Elektrotechnik. Aber auch Unternehmen der Glas- 
und Keramikindustrie oder der Gummi- und Kunststoffi  ndu-
strie weisen hohe Umsatzanteile von Klimaschutzgütern auf 
(Bazejczak et al., 2018).

Industrieller Strukturwandel ist aber ohne industriepolitische 
Flankierung nicht unbedingt erfolgreich. Der Niedergang der 
Industrieproduktion in Großbritannien und die Deindustriali-
sierung in den USA bis zur Wirtschafts- und Finanzkrise 2008 
sind Zeugnisse davon. In den USA und der EU hat sich mitt-
lerweile die Einsicht etabliert, dass die Industrie einen wesent-
lichen Beitrag zur wirtschaftlichen Stabilität und zum Wohl-
stand breiter Bevölkerungsschichten leistet und entsprechend 
industriepolitisches Engagement unumgänglich ist (Aiginger 
und Rodrik, 2020; Stiglitz et al., 2013; Aghion et al., 2011).

Was heißt das für die Politik in Deutschland? Zu unterschei-
den sind hier kurzfristig notwendige Maßnahmen (Intensiv-
station) und langfristig angelegte Strategien der Industriepoli-
tik (Rehabilitationsklinik). In der aktuellen Situation geht es zu-
nächst darum, die Auswirkungen der gegenwärtigen Verwer-
fungen der Energiemärkte abzufedern. Dazu ist es sinnvoll, 
dass fi nanzielle Unterstützungen zur Bewältigung der Ener-
giekosten gewährt werden, die sowohl das Energiesparen als 
auch die Transformation in emissionsfreie Produktionspro-
zesse ermöglichen. Zudem wird man im Einzelfall auch nicht 
um Unternehmenshilfen und den Einsatz der erweiterten 
Kurzarbeiterregelungen umhinkommen. Der Staat wird zu-
dem weiterhin gefordert sein, kurzfristig die Versorgung mit 
fossilen Energieträgern sicherzustellen und gleichzeitig den 
Ausbau erneuerbarer Energien massiv zu forcieren.

Zur Bewältigung der fossilen Energiekrise ist es elemen-
tar, dass insbesondere die Industrie die Energieversorgung 
schnellstmöglich auf erneuerbare Energieträger umstellt. 
Dazu gehören Investitionen in Energieeffi  zienztechnologien, 
in Energiesparprogramme genauso wie der Ausbau der de-
zentralen erneuerbaren Energien. So können z. B. industrielle 
Wärmepumpen in Kombination mit Solarenergie, nachhalti-
ger Biomasse oder Geothermie nicht nur die Energiekosten 
dauerhaft senken, sondern ebenso die Resilienz. Geostra-
tegische Risiken unzuverlässiger fossiler Energielieferanten 
werden so vermieden. Die große Herausforderung für die In-
dustrie ist somit, neben verstärkten Maßnahmen zur Energie-
einsparung, weitere und erhebliche technologische Innovati-
onen für eine Abkehr fossiler Energie, speziell Öl, Kohle und 
Gas, zu erzielen (Blazejczak et al., 2018). So muss die Fahr-
zeugfertigung den benötigten Stahl aus CO2-freien Verfah-
ren gewinnen. Dies kann gelingen z. B. durch die Umstellung 
des Betriebs von Hochöfen mit Kohle auf aus erneuerbaren 
Energien hergestelltem Wasserstoff . Da in den kommenden 
Jahren ohnehin etwa 50 % aller Hochöfen altersbedingt er-
setzt werden müssen, ist die Zeit günstig diese jetzt zukunfts-
fähig und zugleich klimaschonend auszurichten. Grüner 
Wasserstoff  ist ebenso für die Chemieindustrie oder aber 
als Antriebsstoff  für Schwerlast-, Schiff s-, oder Flugverkehr 
in einer klimaneutralen Wirtschaft zentral. Auch die Automo-
bilbranche muss die Produktionsprozesse umstellen. Im Indi-
vidualfahrzeugbereich muss sie verstärkt auf Elektromobilität 
setzen, im Schwerlastbereich werden klimaschonende An-
triebe benötigt. Umfangreiche Modernisierungen sind somit 
dringend erforderlich. Der BDI (2018) schätzt den notwendi-
gen Investitionsbedarf zur Erreichung der Klimaneutralität der 
deutschen Wirtschaft auf ca. 1,5 Billionen Euro.

Bisherige Produktionsweisen in ganzen Wertschöpfungs-
ketten müssen so umgestaltet werden. So werden z. B. 
massenhaft Batterien zur Speicherung von unregelmäßig 
anfallendem Ökostrom benötigt. Dafür müssen neue ressour-
censchonende Verfahren über den gesamten Lebenszyklus 
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der Batterie von der Erzeugung der Rohstoff e über die Her-
stellung bis zur Entsorgung bzw. Aufbereitung entwickelt und 
eingesetzt werden. Daran sind Unternehmen verschiedener 
Branchen beteiligt. Nur ihr Zusammenwirken wird ein neues 
Technologiebündel hervorbringen, das den Erfordernissen 
einer ressourcenschonenden Kreislaufwirtschaft gerecht 
wird. Neben dem mit jeder Innovation verbundenem techni-
schen Risiko tragen die beteiligten Unternehmen somit auch 
ein systemisches Risiko, weil ihr wirtschaftlicher Erfolg stark 
an den der vor- und nachgelagerten Entwicklungsstufen ge-
bunden ist. Hier kann letztlich nur der Staat dazu beitragen, 
dieses technologische Systemrisiko zu mindern, indem er die 
Kooperation aller Akteure einer neuen Wertschöpfungskette 
mitorganisiert und ihr wirtschaftliches Risiko bei der Überfüh-
rung in den Produktionsmaßstab mindert (Belitz et al., 2021).

Nicht zuletzt deshalb haben Deutschland und andere In-
dustrienationen neue Instrumente aktiver Industriepolitik 
entwickelt. Beispiel dafür ist das in den vergangenen Jah-
ren ausgearbeitete EU-Konzept der Important Projects of 
Common European Interest (IPCEI), mit dem die Förderung 
ausgewählter neuer Technologien bis unmittelbar zur ers-
ten kommerziellen Nutzung ausgedehnt wurde. So star-
tete im Frühjahr 2021 in Deutschland die Förderung einer 
IPCEI-Projektfamilie für die Wasserstoff produktion, die die 
gesamte Wertschöpfungskette von der Wasserstoff erzeu-
gung über den Transport bis hin zu Anwendungen in der 
Industrie abbildet. Diese nationalen Projekte sollen in der 
EU miteinander vernetzt werden und so zum Aufbau einer 
europäischen Wasserstoff wirtschaft beitragen.

Angesichts der Dringlichkeit der Transformation der Industrie 
auf dem Weg zur Klimaneutralität darf Deutschland nicht im 
Aktivismus um kurzfristige Unternehmenshilfen stecken blei-
ben. Entscheidend ist vielmehr, dass jetzt schnell und effi  zient 
eine industriepolitische Strategie für den Umbau der Industrie 
umgesetzt wird. Ein Weg dazu sind staatlich fi nanzierte Tech-
nologiefonds mit einem Taskforce-Management und klarer 
Zuordnung der Verantwortung, die die Investitionszusagen 
der Unternehmen koordinieren (Belitz und Gornig, 2021). 
Beispiele für solche Managementstrukturen fi nden sich in 
den USA. So konnten im Programm „Warp Speed“ durch die 
Koordinierung der Regierungsbehörde für biomedizinische 
Forschung und Entwicklung und staatliche Finanzmittel ei-
ne rasche Skalierung der Produktion von Coronaimpfstoff en 
erzielt werden. Solche staatlich koordinierten und fi nanzier-

ten Technologiefonds müssen so transparent wie möglich 
initiiert werden – auch um den Einfl uss von Lobbyisten und 
Korruption zu begrenzen. Sie sollten unabhängig sein, um 
großen administrativen Aufwand mit langwierigen Entschei-
dungsprozessen zu vermeiden. Ihre Projekte sollten koope-
rativ angelegt sein, sodass nicht nur einzelne Unternehmen 
davon profi tieren. Die Fonds müssen öff entlich Rechenschaft 
ablegen und regelmäßig evaluiert werden. Zudem sollten 
Rückzahlungsmechanismen installiert werden, die sichern, 
dass im Erfolgsfall nicht nur die geförderten Unternehmen, 
sondern auch der Staat direkt eine Risikoprämie erhält.

Nur wenn es gelingt, dass die Industrie so schnell wie 
möglich die Produktionsprozesse dekarbonisiert und in 
Energieeffi  zienztechnologien und Energiesparprogram-
me sowie in den forcierten Ausbau erneuerbarer Energien 
investiert, kann eine dauerhaft nachhaltige und resiliente 
Wirtschaft entstehen und bestehen. Mit der Energiewen-
de weg von fossiler Energie hin zu Energieeffi  zienz und er-
neuerbarer heimischer Energie kann die deutsche Industrie 
dauerhaft gestärkt aus der Krise hervorgehen.
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Title: Energy Transition as an Opportunity for Re-Industrialisation
Abstract: Russia's war against Ukraine and China's reactions have decisively changed the general conditions for industry in Germany. 
Industry is facing major changes in the context of modernization, decarbonization and localization. The energy transition off ers an enor-
mous economic opportunity for German industry. Instead of de-industrialization, re-industrialization is possible through a forced expan-
sion of renewable energies and improved energy effi  ciency. This strengthens resilience and promotes sustainability and encourages 
innovation and enhances competitiveness.


